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Neues Teilhaberecht: Zur notwendigen Reform des 5GB IX 
Von Felix Welti 

In Deutschland besteht ein stark gegliedertes System der Reha- und Teilhabeleistungen mit vielen unterschied­

lichen Trägern. Mit dem Inkrafttreten des SGB IX vor rund 13 Jahren sollte eine einheitliche Praxis bei der Reha­

bilitation und Behindertenpolitik im gegliederten Sozialsystem erreicht werden. Doch die Erwartungen wurden 

nicht erfüllt. Die Vollzugsdefizite und die rechtlichen und politischen Barrieren bei der Umsetzung des SGB IX 

sind groß. Um welche zentralen Punkte muss es bei einer notwendigen Reform des Teilhaberechts gehen?' 

1. Das derzeitige Teilhaberecht in Deutschland 

1.1 Die Wurzeln und Normen des Teilhaberechts 

Das deutsche Teilhaberecht für behinderte Menschen hat 
sich aus verschiedenen Wurzeln entwickelt: Systematisch 
ist es aus Fürsorge, Sozialversicherung und Entschädigung 
hervorgegangen. Sozialpolitisch bestehen die Wurzeln aus 
o Sicherung vor Armut bei Behinderung und Invalidität, 
o Gesundheitspolitik bei chronischer Krankheit und 

Schädigung, 
o Arbeitsmarktintervention für gesundheitlich einge­

schränkte Personen und 
o Hilfen FOr die Familien behinderter Kinder.' 

Der Beitrag basiert auf eInem Vortrag des Autors bei der Veranstaltung 
nDas neue Tellhaberecht - oder wo stehen wir und wie geli.t es weiter mit 
den Rechtsgrundlagen für Menschen mit Behlnderung?« am 17.2.2014 In 
BerUn Im Bundesministerium ruf Arbeit und Soziales (BMAS). 

2 vgl. felix Welt!: Systematische Stellung des 5GB IX 1m Sozlalgesetzhuch­
Zusammenarbeit der lelstungstrilger und KoordInation der leistungen, In: 
Die Sozialgerichtsbarkeit (5Gb) 2008, S. 321-331 

3 Art. 3 Grundgesetz (GG) 
4 Art. 13 Abs, 1 Vertrag zur GrUndung der Europäischen Gemeinschaft (a, F,); 

heute Artikel 10 und 109 des Vertrages Ober die Arbeitsweise der Europäl' 
sehen Union (AEUV) und Art. 21 und 26derCharta der Grundrechte der EU 

5 BGB!. 200811, 5.1419; vgl. Peter Masuch: ))D1e UN·Behlndertenrechtskon· 
vention anw.endenh<, auf D[skusslonsforum 0 Nt. 5/2012 bel www.reha· 
recht.dei PeterTrenk·Hlnterberger: Oie Bedeutung des Art. 27 BRK ftlr das 
Recht aufTeilhabe am Arbeitsleben, auf OIskusslonsforum D Nr. 10/2012 
bel ebenda; Herber! Blenk/KarH-lelnz Köpke: UN-Behlndertenrechtskon· 
vention: Neue Chancen für Menschen mit Behinderungen, In: SozS!ch 
10/2009,5.325-330 

6 abrufbar In deutscher Sprache unter www.dlmdi.deivgt. Marlanne HIrsch­
berg: Krank oder behindert? Die Bedeutung tradIerter Begriffssysteme 
und deren Anwendung fOr komplexe Syndrome, auf Diskussionsforum D 
Nr. 11/2012 bel www.reha·recht.de. 

7 vg[, Harry Fuchs: Reform von historischer Bedeutung: 5GB IX und medizi­
nische Rehabilitation, In: SozSkh 5/2001, 5. 150-158; Felix WeIU: Chance 
und Verpflichtung: 5GB IX, In: 50z5kh 5/2001, S.146-iso 

8 vgl. Ma"rtlna Perreng: Mehr Schutz vor Benachte1l1glJngen" aufgrund von 
Vorurteilen. Allgemeines Glekhsteltungsgesetz tritt endlich In Kraft, In: 
SozSlch 8-9/2006, S. 296-303 

9 BT-Drs. 16/10808, S. 45 ff. 
10 vgl. Harry Fuchs: UN·Behlndertenrechtskonvention erfordert Gesetzes· 

änderungen. Vorschläge zur Weiterentwicklung des 5GB IX, In: Soz5ich 
10/2010, S. 341-348; ders.: UN·Behlndertenrechtskonventlon: Welcher 
Handlungsbedarf folgt daraus toT Deutschland?, In: SozSich 10/2009, S. 
330-335 

11 Bundesministerium ftlr Arbeit und Soziales: Unser Weg in eine Inklusive 
Gesellschaft. Der Nationale Aktfonsp!an der Bundesregierung zur Umset· 
zung der UN·Behindertenrechtskonventlon. Berlln, September 2011 

12 vgL Deutschlands Zukunft gestalten. KoalItionsvertragzwischen CDU, CSU 
und SPD, 18. Legislaturperiode, Ziffer 4.1 
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Diese Quellen stehen fUr die heutige Reichweite des 
SGB IX. Schon hier werden große und unterschiedliche 
Teilbereiche von Sozialrecht und Sozialpolitik berührt. 
Dazu kommen Schnittstellen zu weiteren Feldern, die heu­
te noch überwiegend außerhalb des SGB IX stehen: Pflege, 
Schule und Bildung, rechtliche Betreuung, Barrierefreiheit 
und Diskriminierungsschutz. 

Zentraler Reformimpuls FOr das Recht behinderter 
Menschen ist seit 20 Jahren ein übergeordnetes Recht, 
das Benachteiligung verbietet und Selbstbestimmung und 
gleichberechtigte Teilhabe fordert. Seit 1994 heißt es im 
Grundgesetz »Niemand darf wegen seiner Behinderung 
benachteiligt werden«', seit 1997 fordert das Europäische 
Recht Diskriminierungsschutz vor allem auf dem Arbeits· 
markt' und seit 2009 gilt in Deutschland die Behinderten­
rechtskonvention der Vereinten Nationen (BRK)'. 

Diese Normen sind Teil eines neuen Verständnisses von 
Behinderung, das diese nicht mehr vor allem als individuel­
le Gesundheitsstörung, sondern als Beeinträchtigung glei· 
cher Teilhabe an Rechten und Ressourcen der Gesellschaft 
begreift (Art. 1 Abs. 2 BRK). Dies entspricht fachlich der in 
derWeltgesundheitsorganlsation (WHO) 2001 beschlosse­
nen International Classification of Functioning, Disability 
and Health (lCF)', die Behinderung als Wechselwirkung 
aus Gesundheitsstörungen und gesellschaftlichem Kon­
text definiert. 

Entsprechend ist das Ziel der Sozialleistungen für be­
hinderte Menschen eine gleichberechtigte Teilhabe an der 
Gesellschaft (vgl. § 1 SGB IX). Gesonderte Leistungssyste­
,me und Einrichtungen werden in Frage gestellt, ebenso un~ 
terschiedliche Leistungen bei gleicher Behinderung. Das 
gewachsene gegliederte System muss neu gerechtfertigt 
werden. 

Umsetzungen des rechte· und teilhabeorientierten 
Verständnisses von Behinderung erfolgten mit dem im Juli 
2001 in Kraft getretenen SGB IX', die Behindertengleich­
stellungsgesetze von Bund und Ländern und das Allge· 
meine Gleichbehandlungsgesetz', das im August 2006 in 
Kraft getreten ist. So erklärte die Bundesregierung 2008 

in der Denkschrift zur Behindertenrechtskonvention, dass 
das deutsche Recht nicht geändert werden mUsse, um der 
Konvention gerecht zu werden.' Die Verbände behinderter 
Menschen haben daran von vornherein Zweifel angemel­
det - genauso wie Experten". Der Nationale Aktionsplan 
zur BRK" und der jUngste Koalitionsvertrag12 sehen die 
Notwendigkeit, das geltende Recht zu evaluieren und zu 
reformieren. 



1.2 Rechtliche und politische Barrieren 
bei der Umsetzung des 5GB IX 

Heute können wir davon ausgehen, dass das SGB IX nur ein 
erster Schritt war. Aus den rechtlichen und politischen Bar­
rieren bei der Umsetzung seiner Ziele müssen wir lernen: 
Durch das SGB IX wurde im Ergebnis nicht hinreichend ge­
klärt, dass gemeinsame Ziele und Instrumente für die Re­
habilitationsträger verbindliCh sind.13 Noch immer führen 
Abgrenzungsfragen für Träger und behinderte Menschen 
zu einem hohen Aufwand, in dessen Folge Leistungen nicht 
effektiv und gleichmäßig erbracht werden. 

Die Beharrungskraftvon Verwaltungspraxis und organi­
sationsspezifisch unterschiedlicher Orientierungen wurde 

,unterschätzt. Kein Rehabilitationsträger hat sich die Um­
setzung des SGB IX zum vorrangigen Anliegen gemacht." 
Auch die Rechtsprechung hat nur eindeutige Kollisionsre, 
geln, insbesondere zur Zuständigkeitsklärung, aufgegrif­
fen." Bei der Auslegung des Leistungsrechts hat sich die 
nach Fachkammern gegliederte Sozialgerichtsbarkeit aber 
fast immer für die Strukturprinzipien der speziellen Geset­
ze entschieden - und gegen die allgemeinen Prinzipien des 
SGB IX," 

Für die Organe der sozialen und kommunalen Selbst­
verwaltung und für die Aufsichtsbehörden war das SGB IX 
nicht vorrangiger Maßstab der Kontrolle von Erfolg und 
Rechtmäßigkeit des Verwaltungshandeins. Und es fehlte 
an Institutionen, für die die Umsetzung des SGB IX Haupt­
aufgabe gewesen wäre. Die Bundesarbeitsgemeinschaft 
für Rehabilitation (BAR) hat wenig Macht. Diese hätten ihr 
nur ihre Mitglieder leihen können, der Gesetzgeber hat sie 
auf eine moderierende Rolle beschränkt. Die regionalen 
Arbeitsgemeinschaften, die die Rehabilitationsträger und 
ihre Verbände zur gemeinsamen Wahrnehmung von Aufga­
ben zur Teilhabe behinderter Menschen nach § 12 Abs; 2 

SGB IX gründen »sollen«, wurden gar nicht erst gegründet. 
Damit gibt es gerade für die Träger der Sozialhilfe kei­
nen Ort der Kooperation und Koordination. Teilhaberecht 
braucht aber die regionale Infrastruktur, Es kann ohne ei­
nen Unterbau in den ländern nur schwer ins Werk gesetzt 
werden. 

Die Ziele des Gesetzgebers sind nicht verwirklicht, 
wenn sie nur als Normen im Gesetzblatt stehen. Das gilt 
umso mehr, wenn ein Ziel wie die Teilhabe und Inklusion 
behinderter Menschen nicht mehr in einem überschau­
baren Teilsystem des Sozialstaats durch spezielle Ein­
richtungen verwirklicht wird, sondern in den allgemeinen 
Institutionen umgesetzt werden muss, Für diese hat die 
Sozialpolitik der letzten 20 Jahre aber andere Schwerpunk­
te gesetzt: 
, Die Gesundheitspolitik rückt mit einem Wettbewerb 

um gesunde Versicherte und dem Leitbild der akuten 
und kurzen Krankenbehandlung chronisch kranke und 
behinderte Versicherte an den Rand der Orientierung 
von KrankenkassenY 

, Die Pflegepolitik hat sich an Betreuung und Versorgung 
und weniger an Teilhabe und Selbstbestimmung orien­
tiert, obwohl Pflegebedürftige immer auch behindert 
sind und oft Bedarfvon verschiedenen Trägern haben," 
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• Die Arbeitsmarktpolitik hat behinderte Arbeitsuchende 
mit größerem Hilfebedarf bel den Agenturen für Arbeit 
und Jobcentern zu eher ungeliebten »Betreuungskun­
den« gemacht." 

• In der Renten- und Grundsicherungspolitik wird der 
besondere Bedarf behinderter Menschen nicht be­
rücksichtigt." Steigende Altersgrenzen und rigide Ar­
beitsobliegenheiten werden bei Rentenversicherung, 
Arbeitsagenturen und Jobcentern nicht d,urch mehr Re­
habilitation - gerade für Ältere - kompensiert." 

, Geht es um Sozialhilfe, steht die finanzielle Be, und 
Entlastung der Kommunen im Mittelpunkt der Debat­
te", nicht die Sicherung von Teilhabe, 

Eine nachhaltige Reform des Teilhaberechts muss diesem 
Recht Vorrang im Verhältnis zu konkurrierenden Logiken 
geben und ihm primär Verantwortliche Institutionen auf 
allen Ebenen schaffen, damit die Leistungen an den be­
hinderten Menschen und nicht an den Institutionen aus­
gerichtet werden. 

13 vgl. Insofern die Diskussionen zur Bedeutung von § 75GB IX (>>Vorbehalt 
abweichender Regelungen!!), s, dazu auch unten AbschnItt 2.3 

14 vgl. Harry Fuchs: Rehabll1tatlon und Teilhabe behInderter Menschen: Zehn 
Jahre SozIalgesetzbuch IX, In: $ozS!ch 6-7/2011, S. 205-213 

15 vgl. die Rechtsprechung zu § 145GB IX, dazu u.a. Alexander Gage!: Aus­
wIrkungen des § 145GB IX 1m Verwaltungsverfahren und im SozIalge­
richtsprozess, auf DIskussfonsforum A Nr. 3/2005 bel www.reha·recht.de; 
ders.: Erneute Bestätigung der Rechtsprechung zu Wirkungsweise und Er­
stattungskonzept des § 145GB IX, auf DIskussionsforum A Nr. 8/2008 bel 
ebendaj ders,: VerpfUchtung zu umfassender Prüfung alter Rechtsgrund­
lagen bei Anträgen auf leistungen zur Teilhabe, auf DIskussionsforum A 
Nr, 17 und 18/2009 bel ebenda; Peter UlrJch: DIe (Nlcht-)Weiterleitung des 
TeHhabeantrages und Ihre Folgen - § 145GB IX als gesetzesUbergreifende 
Nahtstelle materiell· und verfassungsrechtllcher Fragen, In: 5Gb 2008, 5, 
452-461; Fellx Welt!: § 145GB IX - Fluch oder Segen für die Rehabllltatl· 
on behinderter Menschen, in: 5chleswlg-Holstelnlsche Anzeigen 2012, 5, 
442-449 

16 vgl. nur zum Wunsch· und Wahlrecht: BSG v, 7.5.2013, Al.: B 1 KR 12{12 
R; dazu Stefan Fuhrmann/Wolfgang Helne,' auf DIskussionsforum A 
Nr. 7/2014 beIIWNI.reha·recht.de 

17 vgl. FetlxWeltl: Die gesetzliche Krankenversicherung Im Kräftefeld der Ge­
sundheitspolitik, In: Soziales Recht 2012, 5. 124-133; Harry Fuchs: Vernet· 
zungund Integration Im Gesundheitswesen am Beispiel der medizinischen 
Rehabilitation. Sankt Augustln 2008 

18 vgl. Mlnou Banafsche: Die UN-Behindertenrechtskonvention und das 
deutsche Sozialrecht (Tell 11), In: 5Gb 2012, 5. 440-445; Fellx WeltI: Das 
5pannungsfeld von Pflege und Behinderung, In: Sozialer Fortschritt 2010, 
5.39-46; HarryFuchs: Rehabilitationvor Pflege, In: BlätterderWohlfahrts-
pflege 2008, 5.174-178 . 

19 vgl. Johanna Dornette/Angela Rauch/Michael SchubertlJohann Behrens/ 
Anke Höhne/Markus Zimmermann: Auswirkungen der Elnf[]hrung des 
Sozialgesetzbuches If auf erwerbsfähige hllfebedUrftlge Personen mit ge· 
sundhelt1!chen Beeinträchtigungen, In: Zeitschrift rur Sozialreform (ZSR) 
2008,5. 79-96 

20 vgl. Fetix Weltl/Hennlng Groskreutz: Vorschlag f[]r eine grundlegende Re­
form Im Erwerbsminderungsrecht. In: SozSlch 8-9/2013, 5. 308-311; Ger· 
hard Bäcker: Er.verbsmlnderungsrenten ::: Armutsrenten. Ein vergessenes 
soziales Problem?, In: WS[·Mlttellungen 2013, 5. 572-579 

21 vgl. Oskar M!ttag/Chrlstina Reese: (Keine) Reha vor Rente, In: W51·Mlttel· 
lungen 2014, 5. 149-155; Theo Zimmermann: Das Recht auf eine Rehabltf· 
taUon und der Reha·Deckel, In: 50zSich 4/2013, 5.132-140 

22 vgl. Ingo Nürnberger: Reform der EfngliederungshHfe und des Tellhabe­
rechts, 5. 134. 138 f. In diesem Heft; Harry Fuchs: Thesen zur Weiterent· 
wicklung des Behfndertenrechts Im lichte der BeschlUsse der ASMK vom 
23,/24.11.2010, auf DIskussionsforum D Nr. 1/2011 bel V/wV/.reha·recht.de; 
Gerd Künzel: Anmerkungen zu Beitrag Nr. 1/2011, auf DIskussionsforum D 
Nr. 5/2011 bel ebenda; Peter Gltschmann: Reform der EInglIederungshilfe 
Jetzt!, auf DIskussionsForum 0 Nr. 20 und 21/2013 bel ebenda; Wo!fgang 
SchOtte: Abschied von der ))Elngliederungshilfe«? - Ein leistungsgesetz 
zur sozialen Teilhabe für Menschen mit Behinderungen, auf Diskussions· 
forum O. Nr.13 bis "15/2013 bel ebenda 
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2. Zentrale Fragen der Reform -

Wie geht es weiter? 

2.1 Beibehaltung des gegliederten Systems? 

Seit spätestens Mitte der 1960er Jahre wird auf Grund der 
Erfahrungen mit dem gegliederten System der Rehabilita­
tion die Schaffung eines einheitlichen gesonderten Trägers 
diskutiert", den man heute vielleicht »Bundesagentur für 
Teilhabe« nennen würde. Meist wird dies schon wegen 
der finanziellen und politischen Kosten verworfen, die die 
Schaffung eines ganz neuen Trägers hätte. Dazu kommt, 
dass die Verlagerung aller Teilhabeleistungen auf einen 
gesonderten Träger das Ziel einer Berücksichtigung von 
Behinderung in den allgemeinen Systemen gerade nicht 
fördern würde. 

Auch wenn man das gegliederte System beibehält, 
spricht viel filr eine Vereinfachung von Zuständigkeiten, 
um Schnittstellen zu vermindern und Gleichbehandlung zu 
realisieren. So wird diskutiert, die Leistungen zur Teilhabe 
am Arbeitsleben einschließlich der Förderung von Schul­
und Hochschulbildung" von den Fürsorgeträgern zur Bun­
desagentur für Arbeit (BA) zu verlagern. Die Diskussion 
über eine Konzentration der Leistungen rur behinderte 
Kinder und Jugendliche auf einen Träger" bleibt zu fUhren. 
Und Hilfsmittel muss es nicht in allen Leistungsgruppen 
aller Leistungsträger geben - besser wäre: bedarfsgerecht 
von einem Träger". 

23 vgl. Sozialenquete-Kommlsslon: Soziale Sicherung In der Bundesrepub­
lIk Deutschland, Soz[alenquete. Bericht der Sozlalenquete-Kommlsslon, 
1966, S. 301 ff.; zur Diskussion zuletzt: Ingo NOrnberger: Das RehabilitaU­
onssystem In Deutschland, in: $ozS!ch 4/2013, S.125~131 

24 vgl. Doreen Kallna/Mathlas lomb/Manuela Willig: Der Beitrag des Reha­
bllitatlonsrechts zur Umsetzung der BehindertenrechtskonventIon an den 
Hochschulen, aufDIskussionsforum 0 NT. 6/2011 bei www.reha-recht.de 

25 vgl. Katla Dörner/Markus Kurth: Große lösung 5GB VIII - Voraussetzun· 
gen fUr ihr Ge\1ngen, In: NachrichtendIenst des Deutschen Vereins fUr öf· 
fentUche und private FUrsorge e.V. (NDV) 2013. S. 241-245: Norbert Schu· 
macher: Soziale Leistungen fUr Kinder mit Behinderung im Fadenkreuz 
zwischen Jugend· und Sozlalhllfe, In: Sozialrecht aktuell 2013, S. 57-59; 
Relnhard Joachlm Wabnltz: Gesetzliche Inklusionsbarrieren - Was behin· 

• dert Inklusionen?, In: Zeitschrift f(JT KIndschaftsrecht und Jugendhilfe (ZKJ) 
2013, S. 52-57; Florian Gerlach/Knut HInrichs: Inklusion und die nGroße 
lösungtl fUf die Jugend- und BehlndertenhHfe, In: ZKJ 2012, S. 86-92; MI· 
nou Banafsche: Kinder und Jugendliche mit Behinderungzwischen SGB VH 
und SGBXlI- Im lichte der UN-Behlndertenrechtskonventlon, In: ZKJ 2011, 
5.116-123 

26 vgl. Fel1x WeiH: Von der Prothese zur UN·Hehlndertenrechtskonventlon -
Herausforderungen für die HIlfsmittelversorgung, In: Sozialrecht aktuell, 
SonderheIT 2013, S. 1-12; Judith Srockmann: HÜfsmlttelversorgung Im 
gegl1ederterr-Sozlallelstungssystem - Abgrenzung von leIstungszustän­
digkeiten, In: ebenda S. 19-30; Bernd SchUtze: Hflfsmluelversorgung 
nvlschen Krankenversicherung und Sozialhilfe, In: 5Gb 2013. S. 147-154; 
Franz D1\Imann: HIlfsmittelversorgung In der Sozialhilfe - eine leistungs· 
rechtliche Hydra? In: Sozialrecht aktuell 2013, S. 12-16; Slgrld Arnade: 
Reformbedarf 1m HIlfsmittelrecht, auf DIskussionsforum 0 Nr. 3 {2012 bel 
www.reha·recht.de 

27 vgl. Ingo NUrnberger/Karl-Helnz Köpke: Koordination In der RehabiHtation 
- noch lmmervlel zu tun, In: SozSlch 6{2oo9, S. 225-229 

28 vgt. Harry Fuchs: Anspruch aufVersorgungsmanagement tur Menschen mit 
Pflegebedarf, In: SozSJch 10/2007. S. 338-245 

29 vgl. Reiner Pitschas: Eingliederung des Betreuungsrechts In das Sozialge· 
setzbuch als Erwachsenenschutz, In: SGb 2013, S. 500-506; Hernd Schul· 
te: Pflege und Betreuung - Plädoyer für eine wechselseitige Annäherung 
und Kooperation, In: Zeitschrift fUr die sozialrechtUche Pra;<.i:;; (lfSH{SGB) 
2011, S. 249-259 

148 SOZIALE SICHERHEIT 4/2014 

2.2 Reichweife des Teilhaberechts 

Doch insgesamt bliebe es bei Beibehaltung·des geglieder­
ten Systems beim Ansatz des 5GB IX, Nachteile des geglie­
derten Systems durch Kooperation und Koordination der 
Träger und Konvergenz des Leistungsrechts aufzuheben 
und ein Netz von Regelungen über alle Systeme zu werfen, 
die vor allem behinderte Menschen betreffen." Fraglich ist 
aber, ob das 5GB IX diese bisher erfasst hat. 

Zumindest die Pflegeversicherung fehlt. Für viele be­
sonders schwer behinderte Menschen sind aber gerade 
Pflegeleistungen notwendige Bedingungen fUr Teilhabe. 
Soll derVorrang von Rehabilitation vor Pflege durchgesetzt 
werden, ist es konsequent, auch die Pflegekassen zu Reha­
bilitationsträgern zu machen." 

Schwieriger ist die Zuordnung der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende (5GB 11). Die bisherige Lösung - Leistungs­
träger ja, Rehabilitationsträger nein (§ 6 a 5GB IX) - ist 
kompliziert und wenig konsequent. Die unmittelbare Zu­
ordnung der Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben fUr 
alle Menschen zur BA wäre einfacher und verspricht mehr 
Gleichbehandlung. Denkbar und sinnvoll wäre, den Ansatz 
des 5GB IX - Koordination und Leistungen aus einer Hand­
auf Leistungen zum Lebensunterhalt wegen Erwerbsminde­
rung zu erstrecken und so die Grundsicherung konsequen­
ter in die Erwerbsminderungsrente zu integrieren. 

Schließlich sollte das Betreuungsrecht nicht vergessen 
werden. Die Trennung der Rechtsfürsorge von den Sozial­
leistungen schafft unnöiige Schnittstellen und erschwert 
es, Voraussetzungen für selbstbestimmte Teilhabe zu 
schaffen." 

2.3 Bindungswirkung übergreifenden Rechts 

Zentral bleibt es, dem 5GB IX die nötige Geltung zu ver­
schaffen: Hierzu sollte der oft verkürzt als Vorrang der Ein­
zeigesetze missverstandene § 75GB IX (s. Kasten) unmiss­
verständlich neu gefasst werden. 

§ 7 SGB IX: Vorbehalt abweichender Regelungen 

Im oft missverstandenen § 7 heißt es: »Die Vorschriften 
dieses Buches gelten für die Leistungen zur Teilhabe, 
soweit sich aus den für den jeweiligen Rehabilitations­
träger geltenden Leistungsgesetzen nichts Abweichen­
des ergibt. Die Zuständigkeit un~ die Voraussetzungen 
fUr die leistungen zur Teilhabe richten sich nach den fUr 
den jeweiligen Rehabilitationsträger geltenden Leis­
tungsgesetzen.« 

In den Leistungsgesetzen mUssen Sonderregelungen auf 
das notwendige und politisch gewünschte Maß reduziert 
werden. Kurze Verweise auf das 5GB IX im 5GB 111, 5GB V 
und 5GB XII könnten im Vergleich zu heute knapperes und 
unmissverständliches Recht schaffen. Das gilt insbeson­
dere für den Leistungsrahmen, für die Bedarfsfeststellung 
und rur das Wunsch- und Wahlrecht. Nicht sinnvoll sind 
dagegen weitere separate Lösungen und mehr Sonderre­
geln für einzelne Träger, wie sie fUr die Eingliederungshilfe 



immer noch gefordert werden. Das wUrde den Weg zur Re· 
form des ganzen 5GB IX verbauen. 

Es bleibt auch sinnvoll, Kooperation und Koordination 
untergesetzlichen Regelungen (wie Richtlinien und Emp­
fehlungen)" den Rehabilitationsträgern zu überlassen. 
Doch muss sichergestellt werden, dass diese im gesetz­
lich vorgesehenen Umfang vereinbart und dann auch an­
gewandt werden. Das Bundesministerium fUr Arbeit und 
Soziales (BMAS) hat von seinem Recht zur Verordnung 
anstelle gemeinsamer Empfehlungen (§ 165GB IX) bislang 
nur einmal Gebrauch gemacht." Das mag an politischen 
Prioritäten gelegen haben oder am Erfordernis der Zustim­
mung des Bundesrats. Jedenfalls wird deutlich, dass es 
eines möglichst selbststeuernden Systems bedarf, in dem 
die wesentlichen Interessen präsent sind. Hierzu liegt der 
Vorschlag eines Bundesausschusses Teilhabe vor, in dem 
Rehabilitationsträger, Leistungserbringer und Verbände 
behinderter Menschen vertreten sind. 

2.4 Reformen des Leistungserbringungsrechts 

Die bewusste Anleihe beim Krankenversicherungsrecht 
verweist darauf, dass Sozialrecht dann stark und verbind­
lich Ist, wenn es die Bedingungen der Leistungserbringung 
regelt. Die bisherige Schwäche des 5GB IX liegt gerade 
darin begründet, dass es sich gegen unterschiedliche Lo­
giken des Vertragsrechts nach 5GB V und 5GB XII sowie 
der im 5GB 111 praktizierten Ausschreibungen nicht durch­
zusetzen vermag. Für Leistungserbringer gelten deswegen 
unterschiedliche Regeln beim Zugang zum System, bei der 
VergUtung der Leistungen und bei Ihrer Konkretisierung. 
Das verkleinert und zersplittert das Angebot fUr die Leis­
tungsberechtigten, schafft Ungleichheiten und erschwert 
Selbstbestimmung. Einheitliche Regelungen zum Ver­
tragsschluss, zu Qualität, Wirksamkeit und Wirtschaftlich­
keit der Leistungen wären allein im 5GB IX zu verankern." 

2.5 Teilhaberecht im Bundesstaat 

Solche Regeln zu verankern, ist politisch und rechtlich 
nicht einfach. Das liegt nichtzuletzt an den Kompetenzen 
im Bundesstaat. Insbesondere die Träger der Sozialhilfe 
und Jugendhilfe, die Versorgungs- und Integrations ämter, 
aber auch in nicht mehr als drei Ländern tätige Sozialversi­
cherungsträger sind den Ländern zugeordnet. Das Verwal­
tungsverfahren dieser Träger ist nach dem Grundgesetz 
seit der Föderalismusreform regelmäßig durch Landes­
recht zu regeln - es sei denn, es besteht ein besonderes 
Bedürfnis nach bundeseinheitlicher Regelung oder die 
Verfahrensnormen haben zugleich eine leistungsrechtli­
che Seite." Beides ist fUr die gleichmäßige Erbringungvon 
Leistungen zur Teilhabe anzunehmen. Eine Verständigung 
von Bund und Ländern über das Gewollte ist gleichwohl 
Vorbedingung einer erfolgreichen Reform. 

Das gilt umso mehr, als das Teilhaberecht eine funkti­
onierende Basis in Ländern und Kommunen braucht. Die 
Infrastruktur der Dienste und Einrichtungen kann nur dort 
geplant und verbessert werden. Die Kooperation der Reha­
bilitationsträger kann nicht nur von oben erzwungen wer-

RHIABILlTA'fION I SOZIALES 

den, sie muss von unten wachsen und gelebt werden. Das 
5GB IX enthält dafür mit regionalen Arbeitsgemeinschaf­
ten und »Gemeinsamen Servicestellen«l4 bereits richtige 
Ansätze." Damit sie tatsächlich ins Werk gesetzt werden, 
mUssen sich jedoch Bund und Länder über mehr Verbind­
lichkeit fUr die Rehabilitationsträger einig sein. Dazu wird 
es neben bundesgesetzlichen Regeln auch Landesrecht 
durch Gesetze oder durch verbindliche Verträge zwischen 
den Trägern bedürfen. Nicht anders als Im Bund muss in 
den Ländern eine Aufsichtsbehörde den Regelungen zur 
Durchsetzung verhelfen. Landespolitik, kommunale und 
soziale Selbstverwaltung müssen das ganze Teilhaberecht 
als Feld eigener politischer Gestaltung begreifen. Den 
Behindertenbeauftragten der Länder und den Verbänden 
kann dabei eine wichtige Rolle zukommen - wenn die Ge­
wohnheit überwunden wird, politische Gestaltung allein 
auf der Berliner Ebene zu .verorten. 

2.6 Reformen des Leistungsrechts 

Die Neukodifikation des Teilhaberechts sollte schließlich 
mit begrenzten Sachreformen verbunden werden. Das Fo­
rum behinderter Juristinnen und Juristen hat hierzu einen 
Entwurr'vorgelegt, in dem Insbesondere ein pauschalierter 
Nachteilsausgleich durch ein Teilhabegeld, die Modernlsie­
rung der Leistungen zur Teilhabe am Leben in der Gemein­
schaft durch einen Anspruch auf Assistenz und die deutliche 
Ausweisung von Leistungen rur Bildung und Inklusion vor­
gesehen sind. Ein politisch wesentlicher Punkt ist dabei, ob 
und inwieweit diese Leistungen ohne Anrechnung von Ein­
kommen und Vermögen geWährt und damit aus der Logik 
der Armenfilrsorge gelöst werden sollen. 

. 30 vgl. näher Katla Nebe auF Dlskuss!onsFoium C, Nf. 11/2011 bel 'INIW,reha­
recht.de 

31 bel der Frühförderungsverordnung (frühV) 
32 vgl. PhHlpp Käster: Das letstungserbrlngungsrecht der medizinischen Re­

habilitation, 2013; Fe\1x Weltl: Vergabe 1m Bereich der Rehabllitatlon, In: 
Schriftenreihe des Deutschen Sozla[rechtsverbandes (SDSRV) Band 60 
(20U), S. 93-110; Harry fuchsjfeUx Welt!: lelstungserhringungsrecht der 
leistungen zur Teilhabe nach dem 5GB IX, In: Die Rehabilitation 2007. 5. 
111-115 

~3 vgl. feUxWeltll Reza F. Shafael:Auswlrkungen der Reform der bundesstaat· 
lichen Ordnung auf das Recht der Rehabilitation und Teilhabe behinderter 
Menschen, Insbesondere auf dIe Elngl!ederungsh!lfe nach dem 5GB XII, 
in: Bundesverband für evangelische Behlndertenhllfe/Bundesverbi,lnd für 
Körper- und Mehrfachbehlnderte/Bundesverelnlgung LebenshilfeICarItas 
Behindertenhilfe und Psychlatrle/Verband für anthroposophische Heilpäd­
agogik, SozialtherapIe und soziale Arbeit (Hrsg.): föderalismus reform und 
BehindertenhIlfe, 2008, S. 79-141 

34 vgl. Danlei Hlava: Der Beratungsauftrag der gemeinsamen Servfcestellen 
und Rehab!lltationsträger. auf Diskussionsforum A Nr. 16/2012 bel WVNl. 

reha-recht.de; Reza F. Shafael: Die gemeinsamen Servlceste!len für Reha­
bl\ltatlon, 2008 

35 Vgl. Ingo Palsherm. Das gegliederte System der Rehabilitation und die 
ZusammenarbeIt der RehabIlitationsträger nach dem SGB IX. in: Wege zur 
Sozialversicherung f!Nz5) 2011, S.135-141 

36 Forum behInderter Jur!stfnnen und Juristen: Gesetz zur Sozialen Teilhabe. 
Gesetz zur Änderung des SGB IX und anderer Gesetze, Mal 2013; vgl. dazu 
aüch Ralf Dolata: Teilhabegeld fUr behInderte Menschen, S. 142 ff. In dIe­
sem Heft; Horst Frehe: Soziale Teilhabe - ein Menschenrecht. in: Kritische 
Justiz 2012, S. 435-443; Horst Frehe: Chancengleichheit Ist Menschen­
recht; auf Diskussionsforum D Nr. 2/2011 bel www.reha·recht.de; Rlcarda 
langerjBettina leonhard/Norbert SchumacherlSablne Wendt: Forum be­
hinderter JurIstInnen und Juristen legt Vorschlag für ein Gesetz zur sozialen 
Teilhabe vor. au~ Diskussionsforum D Nr. 11/2011 bei ebenda 
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Hier wird rechtlich geltend gemacht, dass die sozialen 
Rechte der Behindertenrechtskonvention auf die gebote· 
ne Inklusion in die Gesellschaft durch Einbeziehung in die 
Gemeinde, auf Arbeit, soziale Sicherheit und Alterssiche· 
rung mit einem bloßen Fürsorgeanspruch nicht erfüllt wer· 
den .. " Auch politisch ist zu klären, weiche Kosten der Ver· 
waltungsaufwand und die nicht erreichte Teilhabeziele bei 
der bisherigen Verortung von Teilhabeleistungen haben. 
Das Forum behinderter Jur.istinnen und Juristen hat mit 
dem Vorschlag, im Gegenzug rur den Nachteilsausgleich 
die Steuerfreibeträge wegen Schwerbehinderung zu strei· 
ehen", eine seriöse Diskussion Uber die Finanzierung des 
Konzepts eröffnet. 

KlärungsbedUrftig rur Bund und Länder wäre, ob die 
Verwaltung von Teilhabegeld und ·Ieistungen nach dieser 
Reform bei den Trägern der Sozialhilfe verbleiben sollte 
oder ob sie an die Versorgungs· oder Integrationsämter 
übertragen werden könnte. 

3, Schluss 

Am Beginn der 18. Wahlperiode besteht die Chance zu 
einer Strukturreform der Teilhabeleistungen, die länger 
Bestand haben könnte als SlUckwerke an einzelnen Leis· 
tungsgesetzen. Das 5GB IX wird 13 Jahre alt - es braucht 
jetzt richtige Zähne. D 

Prof. Dr. Fellx Welti, 
Professor für Sozialrecht der Rehabilitati· 
on und Recht der behinderten Menschen 
an der Universität Kassel 

37 vgl. Matthlas MUnnlng: Mehrkostenvorbehalt ade? Subjektiv-öffentliche 
Rechte aus der UN-BRK, In: NDV 2013, 5. 148-151; Minou Banafsche: Die 
UN-Behlndertenrechtskonventlon und das deutsche Sozialrecht (Teil)), in: 
5Gb 2012, 5. 373-379; Klaus lachwilz/PeterTrenk-Hlnterberger: Zum Ein­
fluss der BehindertenrechtskonventIon auf die deutsche Rechtsordnung, 
in: Rechtsdienstder lebenshilfe (RdlH) 2010, 5. 45-52 

3.8 vgL dazu auch Ralf Dolata, a. a.O, 5.1451n die:sem Heft 

GI{V-Selbstverwaltung zur 
Eingliederungshilfe-Reform 

Die Selbstverwaltung des GKV·Spitzenverbandes hat am 
27. März Positionen zur Reform der Eingliederungshilfe 
beschlossen. Dabei geht es dem Verwaltungs rat um eine 
Ergänzung zur BAR·Positionierung. Die Menschen mit 
Behinderung - und nicht die Finanzinteressen der Länder 
- . müssten im Vordergrund stehen. Fachleistungen der 
lingliederungshilfe müssten einheitlich definiert werden. 
Neue Insellösungen mit neuen Strukturen trägerUbergrei· 
fender Beratung, Planung und Koordination seien zu ver· 
meiden. Stattdessen sollten die vorhandenen kooperati· 
ven Strukturen genutzt und bei Bedarf ausgebaut werden. 
Personenzentrierte Leistungsprozesse sollen mehr Wahl· 
möglichkeiten für Behinderte schaffen. 
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DGB: Wohngeld reformieren -
Armutsrisiko mindern 

Steigende Mieten überlasten immer mehr Haushal· 
te. Die Bundesregierung strebt an, im Jahr 2015 »das 
Wohngeld an die Bestandsmieten und Einkommens· 
entwicklung anzupassen«, wie Bundesbauministerin 
Barbara Hendricks ankündigte. Der DGB hat jetzt kon· 
krete Vorschläge zur Reform gemacht. 

Wegen steigenden Mieten und der Zunahme von 
Geringverdieneni wäre eigentlich mit mehr Wohngeld· 
empfängern zu rechnen. Doch: Während Ende 2004 
noch über 3,5 Mio. Haushalte Wohngeld bezogen, waren 
es Ende 2012 nur noch rund 783.000. Dies hängt zum 
einen mit der Einführung von Hartz IV im Jahr 2005 zu· 
sammen. Bezieher von Hartz IV und Sozialhilfe erhalten· 
seitdem neben dem Regelsatz auch die »angemesse· 
nen« Unterkunftskosten erstattet. Anders als früher bei 
der Sozialhilfe gibt es kein vorrangiges Wohngeld mehr. 

Die gesunkene Zahl der Wohngeldempfänger resul· 
tiert aber auch aus der Nichtdynamisierung der Leis· 
tungen und der ausgebliebenen Wohngeldreform. Das 
Wohngeld wurde zuletzt 2009 verbessert, allerdings 
wurden die damaligen Verbesserungen teilweise - zu· 
mindest hinsichtlich der Berücksichtigung von Heiz· 
kosten - wieder revidiert. 

Inzwischen machen die Rentnerhaushalte fast die 
Hälfte der Wohngeldempfänger aus. 2012 bezogen 
nur noch 244.000 Erwerbstätigenhaushalte Wohngeld. 
Spiegelbildlich ist die Zahl der erwerbstätigen Hartz·IV· 
Aufstocker gestiegen: auf inzwischen rund 103 Mio. Aus 
Sicht der Gewerkschaften geht es darum, die Hartz IV 
»vorgelagerten« Sicherungssysteme zu stärken, durch: 
• Wiedereinführung des Heizkostenzuschusses beim 

Wohngeld: In Anlehnung an die frühere Regelung 
soll ein Heizkostenzuschuss zusätzlich zum Wohn· 
geld gewährt werden. Der Zuschuss soll rur Haus· 
halte mit einer Person monatlich 24 Euro, bei zwei 
Personen 31 Euro sowie zusätzlich 6 Euro rur jedes 
weitere Haushaltsmitglied betragen. 

.• Freibetrag tür Erwerbstätige: Zusätzlich zu den bis· 
herigen Werbungskosten im Wohngeldrecht soll es 
einen Freibetrag bei Erwerbstätigkeit geben, analog 
zum Erwerbstätigenfreibetrag im SGB 11. Der neue 
Freibetrag soll sich auf jährlich 2.600 Euro bei AI· 
leinstehenden und Paaren belaufen bzw. auf 2.960 
Euro, wenn minderjährige Kinder im Haushalt leben. 

o Kinderzuschlag ausbauen: Die maximalen Zahl· 
beträge damr sollen von derzeit 140 Euro pro Kind 
auf 200 Euro (Kinder bis 5 Jahre), 236 Euro (6· bis 
13·Jährige) bzw. 272 Euro für ältere Kinder angeho· 
ben werden. 

o Kindergeldkomponente: Der DGB regt eine Kinder· 
komponente im Wohngeldgesetz an. Hier wird an 
höhere Wohngeldsätze, wenn Kinder im Haushalt 
leben, und/oder an einen Zuschlag bei den EInkom· 
mensfreibeträgen gedacht. 


